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Das Jahr 2025 war von einem deutlichen Anstieg 
dokumentierter Vorfälle geprägt. Mit 288 doku-
mentierten Fällen wurde ein neuer Höchststand 
erreicht. Besonders sichtbar war die Zunahme 
extrem rechter Propaganda im öffentlichen 
Raum. Gleichzeitig blieben rassistische Anfein-
dungen und Diskriminierungen ein prägendes 
Problem im Bezirk. Wie in anderen westlichen 
Berliner Randbezirken – etwa Tempelhof-Schö-
neberg (273 Fälle) – blieb die Gesamtzahl wei-

DER BEZIRK
Reinickendorf 

Der Bezirk Reinickendorf 
erstreckt sich mit seinen 
11 Ortsteilen von der 
Grenze zum Wedding bis 
zum nördlichen Berli-
ner Stadtrand. Mit rund 

Überblick:
Das war Reinickendorf 
im Jahr 2025

terhin unter der von Innenstadtbezirken wie 
Mitte (1104 Fälle) sowie östlichen Randbezirken 
wie Marzahn-Hellersdorf (970 Fälle).
	 In fast allen Ortsteilen Reinickendorfs 
stieg die Anzahl an dokumentierten Vorfällen, 
auch bei Ortsteilen in Randlagen. Die Anzahl 
rassistischer Anfeindungen nahm zu.
 	 Auch in Reinickendorf schlagen sich 
bundesweite und internationale Debatten lokal 
nieder: Seien es die Feindbildmarkierung poli-
tischer Gegner*innen, der Hass gegen queere 
Menschen oder rassistische Haltungen. Im Bezirk 
machte sich dies im Jahr 2025 vor allem im deut-
lichen Anstieg der extrem rechten und diskrimi-
nierenden Propaganda bemerkbar. Das Niveau 
der Angriffe und verbalen Anfeindungen blieb 
nahezu konstant – mindestens die Hälfte fand 
im öffentlichen Raum statt. Kinder und Jugend-
liche waren dabei häufig Betroffene (ca. 50%). 
	 Solchen Entwicklungen steht jedoch 
eine Reinickendorfer Zivilgesellschaft gegen-
über, die wachsam ist und diskriminierende 
und extrem rechte Vorfälle meldet. Das Register 
Reinickendorf bedankt sich bei allen Engagierten 
und Melder*innen, die aufmerksam durch ihre 
Nachbarschaft gehen, einschreiten und Zivilcou-
rage leisten. Das Erleben körperlicher Angriffe, 
verbaler Anfeindungen oder struktureller Diskri-
minierung im Alltag wirkt sich häufig langfristig 
aus. Menschen nehmen Beratungen und andere 
Betreuungen in Anspruch, fühlen sich verunsi-
chert, sozial isoliert oder haben mit langfristigen 
psychischen Beeinträchtigungen zu kämpfen. Das 
Register Reinickendorf bedankt sich bei allen, die 
bereit sind, ihre belastenden Erfahrungen mit uns 
zu teilen, um sie so sichtbarer zu machen. 

260.000 Einwohner*innen 
hat Reinickendorf im Ver-
gleich der Berliner Bezirke 
eine geringe Bevölke-
rungszahl. Die meisten 
Menschen leben hier in 
Innenstadtnähe und in 
der Großwohnsiedlung 
Märkisches Viertel. Die 
übrigen Ortsteile sind 
von Einfamilienhaus-
Siedlungen geprägt. Der 
vielseitige Bezirk vereint 
sehr urbane, dicht be-
siedelte Gebiete mit fast 
dörflichen Strukturen, 
Industriezonen und groß-
flächigen Naherholungs-
gebieten wie dem Tegeler 
See. Der Bezirk wird auch 
als „Deutschland im Klei-
nen“ bezeichnet, weil das 
Wahlverhalten der Reini-
ckendorfer*innen bei den 
vergangenen Bundestags-
wahlen bei den Zweitstim-
men fast exakt mit dem 
bundesdeutschen Durch-
schnitt übereinstimmte. 
Im berlinweiten Vergleich 
ist Reinickendorf einer der 
Bezirke mit den wenigsten 
dokumentierten Meldun-
gen: unter den zwölf Be-
zirken liegt Reinickendorf 
auf dem neunten Platz. 
Die Ortsteile mit den meis-
ten Meldungen sind die 
Ortsteile Reinickendorf, 
Frohnau und Tegel. Am 
häufigsten wurde extrem 
rechte Propaganda doku-
mentiert. 
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52% aller 
Vorfälle aus 
rassistischer 
Motivation

288 Vorfälle
(+28 %)

Reinickendorf
in Zahlen

199
Propaganda-
vorfälle

45 Vorfälle
in Frohnau

7

Vorfälle in
Reinickendorf
nach Ortsteilen

45

41 4

58

12

20
1

23

14
12

0

Heiligensee

Frohnau

Hermsdorf

Waidmannslust

Lübars

Märkisches 
Viertel

Wittenau

Reinickendorf

Borsigwalde
Tegel

Konradshöhe
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Vorfallsarten

Propaganda:
z.B. Aufkleber, Plakate,  
Graffiti, Schmierereien, Flyer

Strukturelle 
Benachteiligung:
z.B. Diskriminierung in
Institutionen oder
Behörden 
 

Bedrohungen, Beleidi-
gungen und Pöbeleien:
z. B. spontane
diskriminierende Aussagen 
auf der Straße

Veranstaltungen:
z.B. Demonstrationen,
Kundgebungen, 
Infostände
 

Angriffe:
z.B. Körperverletzung,
massive Bedrohungen

Sachbeschädigungen: 
z. B. Zerstörung oder
Beschädigung von
Stolpersteinen oder
Gedenktafeln

2025 2024 2023

199

30

29

14

13
4

4

11
11

6

5
8

28
39

31
16

134
106

Rassismus

Rechte Selbstdarstellung 

Politischer Gegner 

NS-Verherrlichung

LGBTIQ*-Feindlichkeit 

Antisemitismus 

Behindertenfeindlichkeit 

Sozialchauvinismus 

Antifeminismus

Vorfallsmotive

151
110

72

27

27
17

31
23

14

21
16
19

10
9

2

2
3

4

1

1

4

0

0

5

32
37

50

8 9
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Warum begegnen Menschen in Reinickendorf 
immer häufiger extrem rechten Stickern und 
Schmierereien?

Wer in Reinickendorf unterwegs ist, begegnet 
ihnen an vielen Stellen: Sticker an Verkehrsschil-
dern, Aufkleber an Stromkästen, Schmierereien 
an Brücken oder Parolen auf Laternenmasten. 
Oft wirken sie klein und unscheinbar. Doch 
hinter vielen dieser Botschaften stehen gezielte 
Versuche extrem rechter Akteure, ihre Ideolo-
gien sichtbar zu machen und öffentliche Räume 
für sich zu beanspruchen.
	 Im Jahr 2025 prägten Sticker und Schmie-
rereien das Straßenbild vieler Ortsteile. Besonders 
häufig wurden Aufkleber der neonazistischen 
Kleinstpartei „Der III. Weg“, Propaganda gegen 
politische Gegner*innen der extremen Rechten, 
insbesondere gegen Antifaschist*innen, sowie 
rassistische „Remigrations“-Botschaften gemel-
det. Hinzu kamen Aufkleber aus dem Umfeld 
extrem rechter Versandshops wie „aktivde“ oder 
„druck18“. Solche Materialien wurden unter an-
derem in Frohnau, Heiligensee, Waidmannslust, 
Tegel und im Märkischen Viertel gemeldet. 
	 Dabei geht es nicht nur darum, einzelne 
Aufkleber anzubringen. Propaganda im öffentli-
chen Raum soll Präsenz zeigen und den Eindruck 
vermitteln, die vertretenen Positionen seien 
weit verbreitet oder gesellschaftlich akzeptiert. 
Gleichzeitig dient sie der extrem rechten Szene 
als Selbstdarstellung, zur Verharmlosung oder 
Verherrlichung nationalsozialistischer Bezüge 

Rechte Propaganda
wird alltäglicher

und zur Einschüchterung von Menschen, die von 
Rassismus, Antisemitismus, Queerfeindlichkeit, 
Antifeminismus, Ableismus oder anderen For-
men von Diskriminierung betroffen sind.
	 Besonders sichtbar war dies 2025 in 
Frohnau. Dort wurden über Monate hinweg 
immer wieder Sticker von „Der III. Weg“ und sei-
ner Jugendorganisation „Nationalrevolutionäre 
Jugend“ (NRJ) gemeldet (mehr dazu im Schwer-
punkt Frohnau). Aufkleber tauchten unter 
anderem rund um den S-Bahnhof, der Zeltinger 
Straße, dem Maximiliankorso und Sigismund-
korso, an der Renée-Sintensis-Grundschule im 
Laurinsteig sowie im ganzen Bezirk an Verkehrs-
schildern und Bushaltestellen auf. Teilweise 
wurden sie entfernt oder überklebt, kurz darauf 
erschienen jedoch neue. 
	 Ähnliche Entwicklungen zeigten sich 
auch in anderen Ortsteilen. Im Märkischen Viertel 
wurden mehrfach Sticker der neonazistischen 
Kleinstpartei „Der III. Weg“ dokumentiert, die sich 
unter anderem gezielt an Jugendliche richteten 
oder mit Slogans wie „Deutsch bleiben statt 
Mainstream“ für ein völkisches Gesellschaftsbild 
warben. In Heiligensee wurde vor dem S-Bahn-
hof Schulzendorf ein Sticker mit der Aufschrift 
„Deutschland den Deutschen“ entfernt. In Te-
gel beschränkte sich die Propaganda nicht auf 
Aufkleber: Dort verteilten Anhänger*innen des 
„III. Wegs“ Flugblätter, in denen soziale Themen 
mit rassistischer Ideologie verknüpft wurden; 
außerdem wurden an der Bushaltestelle Alt-Tegel 
weitere Sticker der Partei dokumentiert. Die Bei-
spiele verdeutlichen, dass rechte Propaganda in 
unterschiedlichen Erscheinungsformen in weiten 
Teilen des Bezirks präsent war.
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Anti-Antifa als Feindbild

Eine zunehmend wichtige Rolle spielten Aufkleber, 
Schmierereien und Veröffentlichungen, die sich 
ausdrücklich gegen antifaschistisches Engagement 
richteten. Besonders häufig tauchte dabei der 
Zahlencode „1161“ auf, der in der extrem rechten 
Szene für „Anti-Antifaschistische Aktion“ steht.
	 Solche Schmierereien und Sticker wurden 
2025 unter anderem am Schäfersee, in Wittenau, 
Frohnau und Heiligensee dokumentiert. Oft stan-

SCHÄFERSEE
Wiederholt Ziel rechter 
Schmierereien

Der Schäfersee wurde 2025 
mehrfach zum Ziel extrem 
rechter Schmierereien. An 
Geländern und Mülleimern 
fanden sich Parolen wie 
„Antifa Dreckspack“, „Antifa 
pack deine Koffer“ oder der 
Neonazi-Code „1161“. Die 
Schmierereien wurden wie-
derholt entfernt – dennoch 
erschienen an denselben 
Stellen immer neue. Der 
Schäfersee verdeutlicht bei-
spielhaft, wie öffentlicher 
Raum zum Austragungsort 
eines symbolischen Kon-
flikts wird: Während extrem 
rechte Akteur*innen ihre 
Botschaften platzieren, 
setzen engagierte Anwoh-
ner*innen und Initiativen 
dem etwas entgegen.

Feindbild 
Antifaschismus 

Die Bilder zeigen Beispiele 
für gegen Antifaschist*innen 
gerichtete Propaganda:  
einen Anti-Antifa-Sticker 
des „III. Wegs“ (Frohnau), 
eine Schmiererei auf einem 
Stromkasten mit dem Neo-
nazi-Code „1161“ (Heili-
gensee) sowie ein an das 
Logo der „Antifaschistischen 
Aktion“ angelehnter Sticker 
mit der Aufschrift „Remi- 
grantische Aktion“ (Wittenau)

den sie neben Parolen wie „Antifa Dreckspack“, 
„Antifa pack deine Koffer“ oder anderen feindseli-
gen Botschaften. Die Vorfälle zeigen, dass extrem 
rechte Akteure nicht nur für ihre eigenen Positio-
nen werben, sondern zunehmend auch politische 
Gegner*innen gezielt als Feindbild markieren.

„Remigration“ als Kampfbegriff

Ein weiteres häufiges Motiv war die Forderung 
nach „Remigration“. Ursprünglich stammt der 

„Remigration“ als extrem 
rechte Kampagne 

Die Fotos zeigen exem-
plarisch verschiedene 
Formen der extrem rechten 
„Remigrations“-Propagan-
da, die 2025 im Bezirk 
dokumentiert wurden. 
Abgebildet sind ein Sticker 
der Kampagne „Remigra-
tion rettet Leben“ von dem 
extrem rechten Verein „Ein 
Prozent“, eine Schmiererei 
auf einem Schaukasten des 
Frohnauer Bürgervereins 
mit dem Schriftzug „Remi-
gration“ sowie ein weiterer 
Aufkleber mit der Parole 
„Remigration jetzt sofort! 
Heimat bewahren“ in Tegel. 
Die Beispiele verdeutlichen, 
wie der Begriff im öffentli-
chen Raum gezielt verbrei-
tet wird.

PR
O

PA

GANDA    PRO
PAGANDA

PR
O

PA

GANDA    PRO
PAGANDA
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Begriff aus der Migrationsforschung und be-
zeichnete neutral die Rückkehr von Menschen 
in ihr Herkunftsland. Seit mindestens 2016 wird 
er jedoch von Akteuren der Neuen Rechten und 
der extremen Rechten als politischer Kampf-
begriff verwendet. Gemeint ist dabei nicht nur 
freiwillige Rückkehr, sondern häufig die massen-
hafte Ausgrenzung und Vertreibung von Men-
schen, die nicht in ein völkisches Verständnis von 
„deutscher Zugehörigkeit“ passen.
	 Entsprechende Aufkleber wurden 2025 
an zahlreichen Orten im Bezirk dokumentiert, 
unter anderem in Frohnau, im Märkischen Viertel, 
Wittenau, Tegel und Hermsdorf. Sie wurden vor 
allem an Bushaltestellen, S-Bahnhöfen, Verkehrs-
schildern, Briefkästen und anderen Orten im 
öffentlichen Raum angebracht. Die Sticker griffen 
wiederholt den extrem rechten Kampfbegriff 
„Remigration“ auf, etwa mit Parolen wie „Remi-
gration jetzt!“ oder „Remigration rettet Leben!“. 
Häufig wurde die Forderung nach massenhaften 
Abschiebungen mit bewusst harmlos oder hu-
morvoll gestalteten Motiven – etwa Flugzeugen, 
Herzen oder Zeichentrickfiguren – verknüpft, um 
extrem rechte Inhalte zu verharmlosen.

Umkämpfte Orte

An einigen Orten lässt sich besonders gut beob-
achten, dass der öffentliche Raum politisch um-
kämpft ist. Beispiele dafür sind der Schäfersee, der 
Fürstendamm, die Zeltinger Straße oder Bereiche 
rund um den S-Bahnhof Frohnau. Dort tauchten 
immer wieder neue Aufkleber und Schmierereien 
auf; wurden sie entfernt oder überklebt, erschie-
nen kurze Zeit später häufig neue.
	 Mitunter entwickelt sich daraus eine 
Art symbolischer Wettstreit. Während extrem 
rechte Akteure versuchen, ihre Botschaften 
sichtbar zu halten, entfernen oder überkleben 
engagierte Anwohner*innen diese regelmäßig. 
Es geht dann beiden Seiten darum, im über-
tragenen Sinn „das letzte Wort“ zu behalten 
und die Deutungshoheit über den öffentlichen 
Raum zu gewinnen.
	 Ein häufig überklebter Ort deutet des-
halb nicht nur auf aktive extrem rechte Akteure 
hin. Er kann zugleich Ausdruck einer aufmerk-

Überkleben statt 
hinnehmen 

Die Fotos zeigen beispielhaft 
sogenannte „umkämpfte 
Orte“ im öffentlichen Raum. 
Zu sehen sind mehrfach 
überklebte Sticker der Neo-
nazi-Partei „Der III. Weg“, 
die mit antifaschistischen 
Aufklebern oder durch Un-
kenntlichmachung entfernt 
wurden. Die wiederholten 
Überklebungen verdeut-
lichen den symbolischen 
Konflikt um die Sichtbarkeit 
extrem rechter Propaganda 
im öffentlichen Raum.

PR
O

PA

GANDA    PRO
PAGANDA

PR
O

PA

GANDA    PRO
PAGANDA
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samen und engagierten Nachbarschaft sein, die 
menschenfeindliche Botschaften nicht unwider-
sprochen stehen lässt.

Mehr als nur Aufkleber

Für viele Menschen mögen Sticker zunächst 
belanglos wirken. Für Betroffene von Rassismus, 
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit oder ande-
ren Diskriminierungsformen haben solche Bot-
schaften jedoch oft eine andere Bedeutung. Wer 
auf dem Weg zur Schule, zur Arbeit oder nach 
Hause immer wieder mit Parolen gegen Mig-
rant*innen, queere Menschen oder politische 
Gegner*innen konfrontiert wird, erlebt diese 
nicht als bloße Meinungsäußerung.
	 Propaganda markiert Zugehörigkeiten 
und Ausgrenzungen. Sie signalisiert, wer will-
kommen sein soll und wer nicht. Gerade deshalb 
sind Aufkleber, Schmierereien und andere For-
men extrem rechter Inszenierung mehr als bloße 
Verschmutzungen oder politische Meinungsäu-
ßerungen. Sie dienen dazu, menschenfeindliche 
Ideologien im öffentlichen Raum sichtbar zu 
machen und beeinflussen, wie Menschen ihren 
Kiez wahrnehmen und ob sie sich dort sicher 
und akzeptiert fühlen.
	 Die starke Zunahme von rechten Sti-
ckern, Schmierereien, Anti-Antifa-Parolen und 
„Remigrations“-Propaganda im Jahr 2025 zeigt, 
dass extrem rechte Akteur*innen öffentliche 
Räume zunehmend als politische Bühne nutzen. 
Gleichzeitig zeigen die vielen Meldungen, Ent-
fernungen und Überklebungen, dass es in Rei-
nickendorf zahlreiche Menschen gibt, die dieser 
Entwicklung etwas entgegensetzen.

Frohnau ist im Jahr 2025 der Ortsteil mit den 
zweitmeisten Vorfällen. In keinem anderen 
Ortsteil stiegen die gemeldeten Vorfälle so stark 
an wie hier. Diese Vorfälle waren größtenteils 
gemeldete Propaganda. Die meisten der 40 
gemeldeten Propaganda-Vorfälle fassen jeweils 
mehrere Aufkleber zusammen, die am gleichen 
Tag in der gleichen Gegend gesehen wurden. 
Ungefähr die Hälfte der Aufkleber hatten ras-
sistische Motive, viele davon positionierten sich 
gegen Geflüchtete. Vermehrt richteten sich Sti-
cker aber auch gegen politische Gegner*innen 
der extremen Rechten, z. B. gegen „die Antifa“ 
oder gegen Kommunist*innen. Meldungen zu 
Stickern dieser Art sind im Vergleich zum Vorjahr 
stark angestiegen.
	 In fast der Hälfte der Propaganda-Vor-
fälle gab es einen Bezug zur neonazistischen 
Kleinstpartei „Der Dritte Weg“ und zu deren 
Berliner Ableger: Auch hier gab es im Vergleich 
zum Jahr 2024 eine Verdopplung der gemel-
deten Vorfälle. Betrachtet man die Vorfälle im 
Detail, handelt es sich bei fast allen um Auf-
kleber, die teilweise in massiver Anzahl entlang 
von Straßen geklebt wurden. Die Inhalte dieser 
Sticker waren zumeist rassistisch, richteten sich 
gegen politische Gegner*innen der extremen 
Rechten oder machten Werbung für die neona-
zistische Kleinstpartei.
	 Die meisten diesbezüglichen Meldungen 
erreichten das Register Reinickendorf aus West-
Frohnau. Insbesondere auf dem Maximilian-
korso, entlang des Laurinsteigs, der Neubrücker 

ZELTINGER STRASSE 
Frohnau,
25.Oktober 2025 

Erneut rechte Sticker 
entdeckt. Im Herbst 2025 
wurden entlang der 
Zeltinger Straße zahlreiche 
extrem rechte Sticker 
entdeckt. Neben Aufkle-
bern der Neonazi-Partei 
„Der III. Weg“ fanden sich  
„Remigrations“-Sticker und 
Propaganda aus extrem 
rechten Versandhandeln. 
Bereits wenige Wochen 
zuvor waren an derselben 
Stelle ähnliche Aufkleber 
gemeldet worden. Solche 
wiederkehrenden Funde 
deuten darauf hin, dass 
einzelne Orte gezielt 
ausgewählt werden, um 
extrem rechte Botschaften 
möglichst dauerhaft im 
Straßenbild zu verankern.

ÜBERSICHT
Propaganda in Frohnau

Blick in den Ortsteil:
Frohnau im Fokus 
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Straße, auf dem Sigismundkorso sowie an der 
Frohnauer Straße wurden besonders viele 
Sticker dokumentiert. Zu vermuten ist, dass 
Anhänger*innen der neonazistischen Partei 
die Sticker entlang bestimmter Routen im-
mer wieder verklebten. Besonders gravierend 
dabei ist, dass die Aufkleber insbesondere im 
Umkreis von Schulen entdeckt wurden. Bei-
spielsweise wurden im Juli 2025 rund um die 
Renée-Sintenis-Grundschule im Laurinsteig ca. 
20 Aufkleber der neonazistischen Kleinstpartei 
und ihrer Jugendorganisation NRJ entdeckt 
und entfernt. Ein Aufkleber war beispielsweise 
pauschal gegen Geflüchtete gerichtet und trug 
die Aufschrift „Grenzen dicht! Asylflut stoppen! 
Grenzschutz ist Heimatschutz!“. Auch in der 
Nähe der Evangelischen Grundschule und des 
Gymnasiums in der Benediktinerstraße wurden 
mehrmals Sticker entdeckt. Die gezielte Propa-
ganda an oder in der Nähe von Schulen und 
Jugendeinrichtungen zählt zu einer Strategie 
der Neonazi-Partei, die sich auch in anderen Be-
zirken Berlins beobachten lässt. 
	 Der zweite Schwerpunkt für Propaganda-
Fälle lag am S-Bahnhof Frohnau (am Ludolfinger-
platz). Durch die S-Bahn- und Busverbindungen 
sowie die vorhandenen Einkaufsmöglichkeiten 
ist hier von einem erhöhten Personenaufkom-
men auszugehen, was eine mögliche Erklärung 
für die Häufung ist. Zudem gab es auch Meldun-
gen aus Ost-Frohnau (z. B. an der Bushaltestelle 
Markgrafenstraße, siehe dazu auch Nebenspalte 
auf S. 21) und aus dem Norden Frohnaus (z. B. an 
der Bushaltestelle Invalidensiedlung). 
	 Die Sticker des „III. Weg“ traten häufiger 
auch in Kombination mit anderen extrem rech-

ten Stickern auf, beispielsweise mit Stickern von 
AUF1. Das ist eine österreichische Website, die 
mit rassistischen, verschwörungsideologischen, 
corona- und klimawandelleugnenden Inhalten 
und Desinformationen ein extrem rechtes Milieu 
im deutschsprachigen Raum bedient. Auch tre-
ten die Aufkleber von „Der III. Weg“ häufig zu-
sammen mit ihrer Jugendgruppe „NRJ“ auf. Die 
Sticker wurden ebenfalls neben Aufklebern der 
extrem rechten Partei „Die Heimat“ (ehemals: 
NPD) und „Ein Prozent“, einem extrem rechten 
Verein der Neuen Rechten, gesichtet.
	 Das Register Reinickendorf dokumen-
tierte auch Flugblätter des „III. Wegs“, die zu-
sammen mit Flyern von „Die Deutsche Stimme“ 
(DS), der ehemaligen Parteizeitung von „Die 
Heimat“ in Briefkästen in Frohnau vorgefunden 
wurden. Diese enthielten geflüchtetenfeindliche 
und rassistische Aussagen. Insbesondere ging 
es um einen Online-Leitfaden mit dem Namen 
„Kein Asylantenheim in meiner Nachbarschaft“, 
welcher Tipps für die Verhinderung von Gemein-
schaftsunterkünften für Geflüchtete gibt (siehe 
Nebenspalte auf S. 18/ 19). Die rassistische Stim-
mungsmache gegen Geflüchtetenunterkünfte 
prägte das Jahr 2025 in Reinickendorf und wirkte 
sich auch in den Vorfällen aus (mehr dazu im  
Abschnitt Rassismus bleibt Alltag).
	 Neben Stickern, die sich gegen Antifa-
schist*innen richteten, wurden auch mehrere 
Schmierereien mit dem Zahlencode „1161“, der für  
„Anti-Antifa“ steht (siehe Nebenspalte auf S. 21),  
entdeckt und dokumentiert. Einmal wurde neben 
den Neonazi-Code auch „JN Gebiet“ geschmiert. 
Diese Abkürzung steht für die „Jungen Natio-
nalisten“– die Jugendorganisation der extrem 

extrem rechten Terrorismus 
eine große Rolle, z.B. bei 
den Anschlägen in Oslo 
und Utøya, Christchurch, 
Halle und Hanau.

FROHNAU, 
8. Januar 2025
 
In der Schönfließer Straße 
in Frohnau wurden Flug-
blätter der neonazistischen 
Kleinstpartei „Der III. Weg“ 
und von „DS“ (Deutsche 
Stimme), der Parteizeitung 
der Neonazi-Partei „Die 
Heimat“, in Briefkästen 
eingeworfen. Das Flugblatt 
von „Der III. Weg“ mit dem 
Titel „Asylflut stoppen!“ 
machte Werbung für den 
Online-Leitfaden „Kein 
Asylantenheim in meiner 
Nachbarschaft!“ Asylsu-
chende wurden darin u. a. 
als „art- und kulturfremde 
Ausländer“ bezeichnet. Im 
Nationalsozialismus wur-
den Jüdinnen und Juden, 
Sinti*zze und Rom*nja und 
osteuropäische Menschen 
als „artfremd“ bezeichnet, 
verfolgt und ermordet. 
Das Flugblatt von „DS“ 
mit dem Titel „Volksfeinde 
anklagen; Politikerhaftung 
umsetzen“ bewarb eine 
Online-Petition. Unter 
anderem solle laut „DS“ 
der „gezielte Austausch 
des deutschen Staats-
volks“ durch „kulturfremde 
Ausländer“ als Hochverrat 
unter Strafe gestellt wer-
den. Die Erzählung vom 
„[g]roßen Austausch“ ist in 
vielen Teilen der extremen 
Rechten verbreitet. Sie 
spielte auch innerhalb des 
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rechten Partei „Die Heimat“. In West-Frohnau 
wurden diese Schmierereien zum Beispiel am 
S-Bahnhof Frohnau, am Wetterpilz (an der 
Haltestelle Maximiliankorso/ Sigismundkorso) 
und am Toilettenhäuschen am Ludolfingerplatz 
vom Register dokumentiert. Solche Schmiere-
reien mit Zahlencodes deuten auf jugendliche 
oder junge Erwachsene hin, die sich in Frohnau 
oder generell in Reinickendorf bewegen und 
ihre Propaganda verbreiten wollen. 
	 Die verwendeten Sticker stammen von 
verschiedenen extrem rechten Versandshops, 
z. B. „druck18“. Im Jahr 2025 wurden in Froh-
nau erstmals auch Aufkleber aus dem extrem 
rechten Versandhandel „aktivde“ dokumen-
tiert, die zuvor schon in anderen Ortsteilen 
Reinickendorfs wie dem Märkischen Viertel 
aufgetreten waren. 
	 Trotz inhaltlicher Überschneidungen 
zwischen den beiden extrem rechten Partei-
en „Die Heimat“ und „Der III. Weg“ verstehen 
Mitglieder des „III. Weg“ ihre Organisation 
als radikale Alternative zur extrem rechten 
Partei „Die Heimat“. Beide konkurrieren um 
dieselben Wähler*innenstimmen und Akti-
vist*innen. Auch wurde „Der III. Weg“ von ehe-
maligen NPD-Funktionären gegründet, weil 
sie unzufrieden mit dem Kurs der damaligen 
Parteiführung waren. Dass Sticker, Flyer und 
Schmierereien verschiedener extrem rechter 
Organisationen wie dieser beiden zusammen 
auftraten, lässt demnach auf eher diffuse 
Sympathien von Einzelpersonen für allgemein 
extrem rechte Inhalte schließen. Ein Angebun-
densein an organisierte Strukturen ist eher 
weniger wahrscheinlich. 

	 Insgesamt ist in Frohnau die Zahl der 
Meldungen durch regelmäßig meldende Enga-
gierte stark angestiegen und hat sich im Ver-
gleich zum Vorjahr 2024 verdreifacht. Auch dies 
könnte einen Einfluss auf die stark gestiegenen 
Vorfallszahlen gehabt haben. 

WIE SIEHT
eine Odalrune aus? 

Die Odal-Rune (auch „Ot-
hala-Rune“) ist eine häufig 
von Neonazis verwendete 
Rune. Sie wurde während 
des Nationalsozialismus 
als Symbol für „Blut und 
Boden“ gedeutet und 
verwendet. Sie wurde von 
verschiedenen national-
sozialistischen Organisa-
tionen verwendet, u.a. der 
Hitler-Jugend. Auch die 
1994 verbotene Wiking- 
Jugend nutzte sie als Kenn-
zeichnung. In Deutschland 
ist ihre Verwendung in 
einem nationalsozialisti-
schen Kontext strafbar.
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WAS BEDEUTET
der Zahlencode 1161? 

Der Zahlencode 1161 ist 
ein extrem rechter Zahlen-
code. Es bedeutet: „Anti-
Antifa“. Die Ziffern stehen 
für den Buchstaben an 1. 
und 6. Stelle des Alpha-
bets: A und F, das heißt 
„AAFA“. Die ersten beiden 
Buchstaben stehen für die 
Silbenfolge „Anti-Anti“, das 
„-FA“ steht für sich selbst 
bzw. für „Faschismus“. Er 
findet in Organisations-
namen, als Aktionslabel 
und als Schmierereien 
Verwendung. Und er dient 
der Drohung gegen den 
politischen Gegner. Auch 
auf Plattformen wie TikTok 
und Instagram wird der 
Code als Hashtag genutzt.

FROHNAU, 
19. Mai 2025

An der Bushaltestelle 
Markgrafenstraße in Froh-
nau wurde die Abkürzung 
der „Jungen Nationalisten 
(JN)“ und eine Odalrune 
bemerkt, die auf die Glas-
scheibe gesprüht worden 
waren. Andere Personen 
hatten diese bereits ver-
sucht wegzukratzen.
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Rassismus war auch 2025 das häufigste Mo-
tiv für Vorfälle, die das Register Reinickendorf 
dokumentierte. Sie reichten von Beleidigungen, 
Bedrohungen und Angriffen über Diskriminie-
rung in Schulen, Behörden und anderen Insti-
tutionen bis hin zu rassistischer Propaganda im 
öffentlichen Raum. Rassismus zeigte sich dabei 
nicht nur in einzelnen extrem rechten Vorfällen, 
sondern auch in alltäglichen Situationen – etwa 
beim Einkaufen, im öffentlichen Nahverkehr, 
auf der Straße oder in Bildungseinrichtungen. 
Die dokumentierten Fälle machen deutlich, dass 
viele Betroffene Diskriminierung nicht als Aus-
nahme, sondern als wiederkehrende Alltagser-
fahrung erleben.

Wenn Ausgrenzung politisch
anschlussfähig wird

Die Debatten über Migration und Flucht präg-
ten den Bundestagswahlkampf Anfang 2025 
und den politischen Diskurs bundesweit. Forde-
rungen nach schärferen Abschiebungen, stren-
geren Grenzkontrollen und einer Begrenzung 
von Migration waren in vielen politischen De-
batten präsent. Damit gewannen auch Narrati-
ve an Sichtbarkeit, die Migration pauschal mit 
Unsicherheit oder gesellschaftlichen Problemen 
verknüpfen. Die Grenzen dessen, was öffentlich 
sagbar erscheint, verschoben sich dadurch spür-
bar.
Auch in Reinickendorf spiegelte sich diese 
Entwicklung wider. Im Januar brachte die 
CDU-Fraktion in der Bezirksverordnetenver-

Rassismus bleibt Alltag sammlung einen Antrag zur Unterbringung von 
Geflüchteten ein. Darin wurde unter anderem 
von „Migrationsdruck“ gesprochen und ein Zu-
sammenhang zwischen Migration und Sicher-
heitsfragen hergestellt. Aus Sicht des Registers 
können Begriffe wie „Migrationsdruck“ dazu 
beitragen, Geflüchtete als Problem oder Bedro-
hung darzustellen, anstatt sie als Menschen mit 
individuellen Fluchtgeschichten wahrzuneh-
men. Der Antrag verdeutlicht beispielhaft, wie 
sich bundesweite Debatten auch auf bezirks-
politischer Ebene niederschlugen.
	 Auch in den vom Register dokumentier-
ten Vorfällen spiegelte sich diese Entwicklung 
wider. Besonders zu Beginn des Jahres nahm die 
Zahl rassistischer Vorfälle deutlich zu: Im Januar 
dokumentierte das Register 18 rassistische Vor-
fälle, im Februar 21 – deutlich mehr als in vielen 
anderen Monaten des Jahres. Der Großteil die-
ser Meldungen betraf extrem rechte Propagan-
da im öffentlichen Raum, etwa rassistische Sti-
cker oder Schmierereien. Daneben wurden auch 
rassistische Angriffe, Bedrohungen sowie Fälle 
struktureller Benachteiligung dokumentiert. Ob 
politische Debatten unmittelbar zu mehr rassis-
tischen Vorfällen führen, lässt sich anhand der 
Registerdaten nicht belegen. Sie können jedoch 
dazu beitragen, ein gesellschaftliches Klima zu 
schaffen, in dem ausgrenzende Positionen als 
sagbar oder legitim erscheinen. Dies zeigte sich 
auch an der Zunahme rassistischer Propaganda 
im öffentlichen Raum: Im gesamten Bezirk wur-
den von extrem rechten Organisationen Sticker 
und Plakate mit Parolen wie „Remigration“, 
„Unser Volk zuerst“ oder „Abschieben schafft 
Sicherheit“ dokumentiert.
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Die Normalisierung von Abschiebungsfantasien

Besonders deutlich zeigte sich das an der zu-
nehmenden Präsenz des Begriffs „Remigration“ 
im öffentlichen Raum. Entsprechende Sticker 
und Schmierereien aus dem extrem rechten 
Spektrum wurden 2025 an zahlreichen Orten 
in Reinickendorf gemeldet. Dabei wurde der 
Begriff häufig bewusst verharmlost: Bunte 
Flugzeuge in Herzform, Lämmchen auf Blu-
menwiesen oder Comic-Bärchen sollten die 
Forderung nach massenhafter Vertreibung 
und Abschiebung harmlos oder humorvoll er-
scheinen lassen. Auf diese Weise wird versucht, 
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menschenfeindliche Inhalte zu normalisieren 
und Kritik daran als übertrieben erscheinen zu 
lassen. Zugleich lenkt die Gestaltung davon ab, 
dass sich diese Forderungen gegen konkrete 
Menschen und ihre Lebensrealitäten richten. 
Indem Betroffene nicht mehr als Individuen mit 
eigenen Biografien wahrgenommen, sondern 
auf eine vermeintliche „Migrationsfrage“ redu-
ziert werden, trägt diese Bildsprache auch zu 
ihrer Entmenschlichung bei.
	 Wie weit diese Normalisierung reichen 
kann, zeigte ein Vorfall im November 2025: Vor 
der Bertha-von-Suttner-Schule wurden laien-
haft gelayoutete Flugblätter verteilt, die äußer-
lich wie ein offizielles Schreiben des Bundes-
ministeriums des Innern und des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge gestaltet waren. 
Unter der Überschrift „Information zur bevor-
stehenden Rückführung“ wurde behauptet, die 
vermeintlich ausländischen Empfänger*innen 
müssten Deutschland in Kürze verlassen. Tat-
sächlich handelte es sich um eine gezielte Ein-
schüchterungsaktion aus dem extrem rechten 
Spektrum. Durch die Nachahmung offizieller 
Behördenkommunikation sollte der Eindruck er-
weckt werden, die angekündigten Maßnahmen 
seien bereits staatliche Realität. 
	 Solche Aktionen richten sich nicht nur 
gegen die unmittelbar Angesprochenen. Sie sen-
den auch an andere migrantisch wahrgenomme-
ne Menschen die Botschaft: Ihr gehört nicht dazu.

Antimuslimischer Rassismus

Ein erheblicher Teil der dokumentierten ras-
sistischen Vorfälle richtete sich 2025 gegen 

REINICKENDORF, 
12. November 2025 

Vor der Bertha-von-Suttner- 
Schule wurden im November 
2025 Flugblätter verteilt, 
die wie Schreiben des Bun-
desinnenministeriums und 
des Bundesamts für Mig-
ration und Flüchtlinge ge-
staltet waren. Darin wurde 
Menschen mit Migrations-
geschichte eine angebliche 
Abschiebung angekündigt. 
Die Aktion sollte gezielt 
Verunsicherung erzeugen 
und knüpft an die von der 
extremen Rechten pro-
pagierte Forderung nach 
„Remigration“ an.
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Menschen, die als muslimisch wahrgenommen 
wurden. Betroffene berichteten von abwerten-
den Kommentaren, pauschalen Zuschreibungen 
und feindseligem Verhalten im Alltag.
	 Die Vorfälle ereigneten sich überwie-
gend im öffentlichen Raum – etwa auf Straßen, 
Plätzen, an Haltestellen, im öffentlichen Nahver-
kehr oder in Geschäften. Betroffen waren unter 
anderem Frauen mit Kopftuch, die beispielswei-
se in Tegel, am Franz-Neumann-Platz oder im 
Märkischen Viertel beleidigt oder angepöbelt 
wurden. Für die Betroffenen bedeutet dies, dass 
sie selbst alltägliche Wege – etwa zum Einkau-
fen, zur Arbeit oder nach Hause – nicht unbe-
schwert zurücklegen können. Antimuslimischer 
Rassismus wird so zu einer dauerhaften Belas-
tung im öffentlichen Leben.
	 Die dokumentierten Vorfälle machen 
deutlich, dass sich antimuslimischer Rassismus 
häufig gegen sichtbare oder zugeschriebene Re-
ligionszugehörigkeit richtet. Bereits das Tragen 
eines Kopftuchs genügte in mehreren Fällen als 
Anlass für Beleidigungen oder Angriffe. So do-
kumentierte das Register 2025 fünf Vorfälle, in 
denen Frauen mit Kopftuch gezielt angegriffen 
oder rassistisch beschimpft wurden.

Anti-Schwarzer Rassismus

Auch anti-Schwarzer Rassismus spielte 2025 in 
den dokumentierten Vorfällen eine wichtige 
Rolle. Das Register dokumentierte über 20 Vor-
fälle, die sich gezielt gegen schwarze Men-
schen richteten. Sie reichten von rassistischen 
Beleidigungen und körperlichen Angriffen 
über Diskriminierung in Schulen, pädagogi-

TEGEL, 
10. März 2025

In einem Geschäft in Tegel 
wurde eine Frau mit Kopf-
tuch von einem Kunden 
rassistisch beleidigt. Als sie 
sich an eine Mitarbeiterin 
wandte, erhielt sie den Rat, 
die Situation zu ignorieren.

schen Einrichtungen, Arztpraxen, Unterkünften 
und im Wohnumfeld bis hin zu extrem rechter 
Propaganda.
	 Auffällig war insbesondere die Zahl der 
Vorfälle, die Kinder und Jugendliche betrafen. 
Mehr als die Hälfte der dokumentierten Fälle er-
eignete sich im schulischen oder pädagogischen 
Kontext oder richtete sich gegen schwarze Kin-
der und Jugendliche. Gemeldet wurden unter 
anderem rassistische Beleidigungen und Mob-
bing durch Mitschüler*innen, Diskriminierung 
durch Lehrkräfte sowie körperliche Übergriffe. 
In einem Fall wurde ein schwarzer Schüler von 
einer Lehrkraft geschlagen, nachdem er rassisti-
sche Beleidigungen gegen sich gemeldet hatte. 
Mehrere weitere Vorfälle mussten zum Schutz der 
Betroffenen anonymisiert veröffentlicht werden.
	 Neben den persönlichen Angriffen doku-
mentierte das Register auch zahlreiche Formen 
anti-Schwarzer Propaganda. Wiederholt wurden 
Sticker mit dem rassistischen Slogan „White Lives 
Matter“ am Kolpingplatz, am S-Bahnhof Witte-
nau und an weiteren Orten entdeckt. Hinzu ka-
men Schmierereien mit rassistischen Beleidigun-
gen sowie Propaganda extrem rechter Parteien 
„Der III. Weg“ und „Die Heimat“, in der schwarze 
Menschen gezielt abgewertet oder als Feindbild 
dargestellt wurden.
	 Die dokumentierten Vorfälle verdeut-
lichen, dass anti-Schwarzer Rassismus viele 
Lebensbereiche betrifft – vom öffentlichen Raum 
über Bildungseinrichtungen bis hin zu Institutio-
nen. Wiederholte Diskriminierungserfahrungen 
können das Sicherheitsgefühl der Betroffenen 
und ihr Vertrauen in gesellschaftliche Einrichtun-
gen nachhaltig beeinträchtigen.

REINICKENDORF, 
16. Dezember 2025

Ein Schwarzer Schüler erleb-
te an einer Reinickendorfer 
Schule rassistische Belei-
digungen durch Mitschü-
ler*innen und Lehrkräfte.

REINICKENDORF 
(INTERNET), 
9. Oktober 2025

Im Oktober veröffentlichte 
die AfD Reinickendorf 
einen Facebook-Beitrag, in 
dem muslimische Jungen 
pauschal als Gefahr für 
Mädchen dargestellt wurden.  
Einzelne Behauptungen 
über eine Kita wurden ge-
nutzt, um antimuslimische 
Ressentiments zu schüren 
und muslimischen Familien 
pauschal patriarchale und 
gewaltbereite Verhaltens-
weisen zuzuschreiben.
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Rassismus in Institutionen

Rassismus beschränkt sich nicht auf den öf-
fentlichen Raum. Auch Schulen, Behörden und 
andere Institutionen können Orte sein, an denen 
Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Hautfarbe 
oder zugeschriebenen Religionszugehörigkeit 
benachteiligt oder herabgewürdigt werden.
Vorfälle in Institutionen unterscheiden sich häu-
fig von anderen Situationen: Betroffene stehen 
dort oftmals in einem Abhängigkeitsverhältnis 
zu den handelnden Personen oder sind auf die 
jeweilige Einrichtung angewiesen. Dadurch fällt 
es vielen schwer, Diskriminierung anzusprechen 
oder sich dagegen zu wehren.
	 Um die Persönlichkeitsrechte der Betrof-
fenen zu schützen, veröffentlicht das Register 
Vorfälle aus Schulen, Behörden oder anderen 
Institutionen häufig nur stark anonymisiert 
oder mit wenigen Angaben zum Ort. So soll 
verhindert werden, dass Betroffene oder betei-
ligte Personen identifiziert werden können.
	 Die anonymisiert dokumentierten Fälle 
machen dennoch deutlich, dass Diskriminierung 
auch dort stattfindet, wo Menschen auf einen 
fairen, respektvollen und diskriminierungsfreien 
Umgang angewiesen sind. Gerade weil Institu-
tionen über Bildung, Unterstützung oder Teil-
habe entscheiden, können solche Erfahrungen 
das Vertrauen in staatliche und gesellschaftliche 
Einrichtungen nachhaltig erschüttern.

Mehr als einzelne Vorfälle

Die dokumentierten Fälle zeigen: Rassismus ist 
in Reinickendorf kein Randphänomen. Er wird 

DER ROLLBERGE-KIEZ

Der Kiez Rollberge in 
Reinickendorf liegt im 
westlichen Teil des Ortsteils 
Waidmannslust. Hier leben 
ca. 6250 Einwohner*innen. 
Mehr als die Hälfte der 
hier lebenden Menschen 
hat einen Migrations-
hintergrund. Außerdem 
ist die Siedlung durch 
einen hohen Anteil an 
Arbeitslosigkeit und Armut 
geprägt. Das Stadtbild ist 
insbesondere durch eine 
Großsiedlungsbebauung in 
und im westlichen Bereich 
durch Einzelhandelsflächen 
geprägt. Im Jahr 2025 
wurden vom Register Reini-
ckendorf zehn Vorfälle im 
Kiez dokumentiert. Neun 
davon waren Aufkleber 
und Schmierereien von 
Neonazis. Darunter war im 
März 2025 zum Beispiel 
ein Aufkleber eines extrem 
rechten Online-Shops, 
der die Abschiebung von 
sogenannten „Talahons“ 
forderte. Der Begriff 
„Talahon“ wird von der 
extremen Rechten als ras-
sistische und klassistische 
Bezeichnung genutzt, um 
als arabisch und/ oder mus-
limisch wahrgenommene 
Jugendliche, insbesondere 
ihren Kleidungsstil und ihr 
Auftreten, abzuwerten. 
Außerdem wurden im April 
an den Bushaltestellen in 

im politischen Diskurs sichtbar, spiegelt sich 
in Wahlkampfthemen wider, zeigt sich in Pro-
paganda im öffentlichen Raum und begegnet 
Menschen ebenso in Schulen, Behörden oder 
alltäglichen Situationen.
	 Viele Vorfälle wirken auf den ersten 
Blick unscheinbar oder werden als Einzelfälle 
wahrgenommen. In ihrer Gesamtheit zeichnen 
sie jedoch ein anderes Bild: Sie beeinflussen 
das Sicherheitsgefühl und das Zugehörigkeits-
empfinden vieler Betroffener und prägen ihren 
Alltag. Die Dokumentation dieser Vorfälle macht 
sichtbar, was sonst häufig unbeachtet bleibt, 
und trägt dazu bei, rassistische Entwicklungen im 
Bezirk langfristig zu erkennen und einzuordnen.

Interview mit Melissa, Rollberge mit Respekt

A 
Ich bin von der RAA Berlin (Regio-
nale Arbeitsstellen für Bildung, 
Integration und Demokratie e.V.) 
und leite das Projekt „Rollberge 
mit Respekt – Hand in Hand gegen 
Rassismus“, ein dreijähriges Quar-
tiersprojekt, was Strukturen zur 
Rassismus- und Diskriminierungs-
prävention sowie Demokratieför-
derung in der Rollbergesiedlung in 
Reinickendorf aufbauen soll. Die 
RAA ist Trägerin des Projekts vom 
Quartiersmanagement Titisee-
straße, mit dem wir auch für an-
dere, zusammenhängende lokale 
Aktionen zusammenarbeiten. Das 
Projekt läuft über drei Jahre und 

der Rollberge-Siedlung 
selbstgeschriebene Neona-
zi-Aufkleber gesehen und 
entfernt. Dabei handelte es 
sich um „Hello my name is [ ]“ 
-Aufkleber, die von Graffiti-
Sprayern zum Verbreiten 
von Tags verwendet wer-
den. Auf diesen Aufklebern 
waren die Abkürzung 
„DJV“ (Deutsche Jugend 
voran), die Neonazicodes 
„1161“ (Anti-Antifa) und 
„444“ (Deutschland den 
Deutschen) sowie SS-Ru-
nen geschrieben. Aus dem 
Buchstaben O wurde ein 
Keltenkreuz gemacht. 
Neben der Propaganda 
gab es auch rassistische 
Äußerungen von Anwoh-
ner*innen in Medienbe-
richten über vermeintlich 
„ausländische“ Nachbar*in-
nen. Aufgrund der hohen 
potenziellen Betroffenheit 
von Rassismus vieler An-
wohner*innen ist von einer 
tatsächlich viel höheren 
Vorfallszahl auszugehen als 
im Register dokumentiert. 
Über Gründe für ausblei-
bende Meldungen und 
über zivilgesellschaftliches 
Engagement berichtet 
Melissa von „Rollberge mit 
Respekt“.

 

F 
Was
machst Du
in deinem 
Projekt?
Was für
Angebote
machst
Du?
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wir sind seit September 2025 vor 
Ort aktiv. 
		  Im ersten Jahr liegt der 
Fokus vor allem darauf, den Kiez 
wirklich kennenzulernen. Bis jetzt 
habe ich viele Gespräche geführt, 
das Projekt bekannt gemacht und 
Bedarfe erhoben. Auf dieser Grund-
lage habe ich Schulungsinhalte ent-
wickelt, die seit April in Form einer 
Workshopreihe für Fachkräfte um-
gesetzt werden. In den aufeinander 
aufbauenden Workshops geht es 
um Handlungssicherheit im Umgang 
mit Rassismus in der Bildungs- und  
Sozialarbeit, sowie Positionierungs- 
übungen und das Stärken von 
Schutzräumen für Betroffene. Außer-
dem biete ich zweimal die Woche 
im Quartiersmanagement Verweis-
beratung für rassismusbetroffene 
Menschen an. Zusätzlich haben wir 
einen Flyer mit einer Übersicht zu 
Melde- und Beratungsstellen bei 
rassistischer und rechter Gewalt 
erstellt, der in den verschiedenen 
Einrichtungen genutzt und weiter-
gegeben werden kann. In nächster 
Zeit kommen weitere Workshops, 
Aktionen zur politischen Bildung, 
Empowermentangebote und krea-
tive Formate für unterschiedliche 
Zielgruppen hinzu. Diese Angebote 
sollen die Projektziele und rassismus- 
kritisches Denken und Handeln 
langfristig im Kiez verankern.

WAS IST 
ein Keltenkreuz?

Das Keltenkreuz ist ein 
bei Neonazis beliebtes 
Symbol. Es ist ein Kreuz 
mit einem langen Stütz-
balken und einem hoch 
liegenden Querbalken. Um 
deren Schnittpunkt ist ein 
Ring. Bei einer Variante des 
Keltenkreuzes sind beide 
Balken gleich lang. Diese 
Variante war das Emblem 
der extrem rechten, verbo-
tenen „Volkssozialistischen 
Bewegung Deutschlands / 
Partei der Arbeit“ (VSBD/
PdA). Das öffentliche Ver-
wenden des gleichschenk-
ligen Keltenkreuzes ist in 
Deutschland verboten.

A
Die Rollbergesiedlung ist ein mit-
telgroßer Planungsraum mit vor-
wiegend Großsiedlungsbebauung 
im Bezirk Reinickendorf. Viele von 
den hier lebenden Menschen sind 
Familien mit Kindern und Jugend-
lichen. Es ist ein vergleichsweise 
junges Quartier mit einem hohen 
Anteil an unter 18-Jährigen und 
einem geringeren Anteil an älteren 
Anwohnenden. 
		  Ich erlebe die Stimmung 
im Kiez als sehr positiv und die Men-
schen sind meist sehr freundlich, 
wodurch ich gerne zur Arbeit gehe. 
Was ich schnell gemerkt habe ist, 
dass die Rollberge ein Ort ist, der oft 
als „sozial schwach“ und „benachtei-
ligt“ bezeichnet wird, aber das trifft 
die Realität nur sehr unvollständig. 
Es gibt hier unglaublich viele enga-
gierte Menschen, ein starkes Ge-
meinschaftsgefühl, viele tolle Projek-
te und gemeinsame Aktionen, sowie 
eine ausgeprägte Solidarität unter-
einander. Es gibt auch viele Grün-
flächen und ruhige Straßen, durch 
die man spazieren kann. Gleichzeitig 
sind die Belastungen real. Finanziel-
le Armut, beengte Wohnverhält-
nisse und eingeschränkte Teilhabe 
sind das Ergebnis struktureller Un-
gleichheiten, von denen vor allem 
rassistisch markierte und von Dis-
kriminierung betroffene Menschen 

F 
Wie ist die 
Situation
in den Roll-
bergen? 
Was ist
das für
ein Ort?
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einandersetzung, was ein system-
bedingtes Problem ist und sich nicht 
nur durch den Rollbergekiez zieht. 
		  Ein weiterer Bedarf ist 
Verlässlichkeit und Kontinuität. 
Die Menschen haben oft erlebt, 
wie Projekte kommen und wieder 
verschwinden. Deshalb haben wir 
Verstetigung im Sinn: durch Schu-
lungen von Schlüsselpersonen, den 
Aufbau von Beschwerde- und Mel-
destellen, Unterstützung bei Selbst-
organisation, Vernetzung und bei 
Bedarf Prozessbegleitung. Das Ziel 
ist Strukturen zu schaffen, die über 
das Projekt hinaus existieren.

A
Das Miteinander in den Rollbergen 
ist geprägt von echter Loyalität 
und Zusammenhalt, aber auch von 
Spannungen, die ich nicht klein-
reden möchte. In Gesprächen mit 
Fachkräften und Bewohnenden 
wurde immer wieder deutlich, dass 
rassistische Aussagen im Alltag vor-
kommen, unter Kindern und Ju-
gendlichen, aber auch zwischen Ge-
nerationen und unter Erwachsenen. 
Unter anderem wurden antimusli-
mischer Rassismus, anti-Schwarzer 
Rassismus, Antiziganismus und 
Antisemitismus genannt.
		  Dabei wird Rassismus oft 
nicht erkannt. Rassistische Vorfälle 
und Äußerungen, von denen Men-
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und Communities überproportional 
betroffen sind. Diese Bedingungen 
belasten das Zusammenleben und 
erzeugen Druck, der sich dann in 
Spannungen, Konflikten und gegen-
seitigen Schuldzuweisungen äußert.

A
Während der Gespräche ist deutlich 
geworden, dass es im Quartier viel-
fältige Bedarfe gibt, die miteinander 
verknüpft sind. Betroffene Zielgrup-
pen brauchen zugängliche An-
sprechpersonen und sichere Räume, 
in denen eigene Erfahrungen von 
Rassismus und Diskriminierung ernst 
genommen werden, ohne Angst vor 
Bewertung oder Stigmatisierung. 
		  Fachkräfte stehen außer-
dem unter Druck. Viele erleben 
Situationen, in denen sie reagieren 
müssen, aber nicht wissen wie. 
Fragen, die es gibt, sind zum Bei-
spiel: Wie erkennt und benennt man 
Rassismus klar, ohne die Situation zu 
eskalieren? Wie stärkt man Betrof-
fene, ohne sie zu instrumentalisie-
ren? Unsicherheiten darüber zeigen 
auch, wie tief verankert Rassismus 
und Diskriminierung sind und wie 
gleichzeitig Räume und Sprache für 
einen gemeinsamen Umgang fehlen. 
Fehlende strukturelle Unterstützung 
und andere ressourcenbedingte 
Probleme lassen wenig Raum für 
Reflexion oder tiefergehende Aus-

F 
Wie ist der 
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bereit sind, die eigene Haltung und 
Praxis kontinuierlich zu reflektieren 
sowie weiterzuentwickeln und Ein-
richtungen, die eine klare Position 
beziehen und beibehalten. Betrof-
fene brauchen Räume, in denen 
ihre Erfahrungen ernst genom-
men werden, Fachkräfte brauchen 
Unterstützung, um handlungsfähig 
zu sein, und alle brauchen Begeg-
nungsräume, in denen auch gene-
rationenübergreifend miteinander 
gesprochen werden kann. Das setzt 
allerdings (politischen) Willen, Mut 
und ausreichend Ressourcen voraus, 
um strukturelle Ursachen anzuge-
hen, statt mit kurzfristigen Maßnah-
men auf Symptome zu reagieren.

schen erzählen, werden als „Streit“ 
oder „Missverständnis“ eingeordnet, 
anstatt die dahinterliegenden Dyna-
miken anzuschauen. Auch wenn das 
nicht aus böser Absicht passieren 
mag, hat das zur Folge, dass rela-
tiviert wird und Betroffene oft mit 
ihren Erfahrungen allein bleiben. 
Dazu kommt, dass gesellschaftliche 
Spannungen, Polarisierung und 
zunehmender Rechtsruck sich im 
Quartier, in alltäglichen Gesprächen 
und in den Einrichtungen spiegeln. 
Außerdem erleben viele Menschen 
im Quartier mehrere Formen von 
Diskriminierung gleichzeitig. Rassis-
mus, Klassismus, Ableismus, Sexis-
mus und Bildungsungleichheiten 
greifen oft ineinander und verstär-
ken sich gegenseitig. Das wirkt sich 
direkt auf Teilhabe, Sicherheit und 
das Zusammenleben aus und macht 
deutlich, dass ohne eine generelle 
machtkritische Perspektive kein 
ganzheitlicher Blick möglich ist.

A
Aus meiner Sicht (und auf lange 
Sicht) braucht es vor allem nach-
haltige Beziehungsarbeit, eine 
klare Haltung, Verantwortung und 
verlässliche Strukturen. Rassismus 
ist kein Einzelfallproblem, sondern 
strukturell verankert und wird im 
Alltag oft unbewusst reproduziert. 
Deshalb braucht es Menschen die 

F 
Wie kann 
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Meinung 
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besten
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TEGEL,  
6. Januar 2025

Eine junge Frau wurde  
gegen 15:15 Uhr im 
Kassenbereich eines 
Lebensmittelgeschäfts in 
der Ernststraße in Tegel 
rassistisch beleidigt. Ein 
Mann schrie sie zunächst 
wegen der Nutzung eines 
Warentrenners an. Im 
Anschluss forderte er die 
Frau auf, in ihr Land zu-
rückzugehen und bedrohte 
sie rassistisch. Eine Zeugin  
griff deeskalierend ein 
und der Mann entfernte 
sich. Die Betroffene mel-
dete sich anschließend bei 
der Polizei. Der Polizeiliche 
Staatsschutz ermittelte.

 
TEGEL, 
20. Februar 2025

In der Nacht auf den 20. 
Februar wurden die Fenster- 
scheiben zweier Parteibüros 
in Tegel mit rassistischen 
Parolen beschmiert. Am 
Büro eines SPD-Abgeordne-
ten waren die Worte  
„Migration stoppen“ zu 
lesen. An das Büro der Kreis-
geschäftsstelle der 
Partei Bündnis 90/Die Grü-
nen wurden in der gleichen 
Farbe die Worte „Mörder 
raus“ angebracht. Beide 
Parolen zusammen lassen 
sich vor dem Hintergrund 
aktueller rassistischer Debat-
ten dahingehend interpre-
tieren, dass Migrant*innen 
pauschal als Bedrohung und 
Abschottung als Lösung 
gegen Anschläge gedeutet 
wurden.

BORSIGWALDE,
23. Januar 2025

In der Holzhauser Straße 
in Borsigwalde ereignete  
sich ein rassistischer An-
griff. Ein 55-jähriger Mann 
beleidigte gegen 9:45 
Uhr in einem Supermarkt 
einen etwa gleich alten 
Kunden rassistisch. Der 
Betroffene ging auf den 
Parkplatz, wo er die Polizei 
rief. Der Täter folgte 
ihm, schlug ihn mit der 
Faust und besprühte ihn 
anschließend aus einem 
pistolenartigen Gegen-
stand mit Pfefferspray. 
Der Betroffene wehrte 
sich gegen den Angriff. 
Er wurde von Rettungs-
kräften vor Ort behandelt.
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REINICKENDORF 
(ORTSTEIL UNBEKANNT), 
5. März 2025
 
Einer Schwangeren wurde 
in einer medizinischen 
Einrichtung in Reinicken-
dorf in einem Notfall 
aus antiziganistischer 
Motivation die Behandlung 
verweigert. Der Polizeiliche 
Staatsschutz ermittelte.

HEILIGENSEE,
29. Juni 2025

Im Elchdamm und im 
Wesselburer Weg in 
Heiligensee wurden mor-
gens NS-verharmlosende 
Schmierereien bemerkt. 
Insgesamt wurden an 18 
Autos, teils unleserlich, 
Graffitis bemerkt. Auf vier 
der Fahrzeuge hatten Un-
bekannte verfassungswid-
rige Inhalte hinterlassen, 
darunter den Schriftzug 
„NSDAP“ sowie Haken-
kreuze. Ein Zeuge rief die 
Polizei. Der Polizeiliche 
Staatsschutz des Landes-
kriminalamts ermittelte.

 

WAIDMANNSLUST, 
3. Dezember 2025

An der Bushaltestelle 
Waidmannsluster Damm/
Oraniendamm beleidigte 
und bedrohte ein Mann 
einen 29-Jährigen erst 
homofeindlich und 
bespuckte ihn dann. Beide 
hielten sich an der Halte-
stelle auf und stiegen nach 
dem Vorfall in den Bus ein, 
den der Betroffene vor 
dem Täter wieder verließ.

 
HERMSDORF,
5. April 2025

Vor dem S-Bahnhof 
Hermsdorf versammelten  
sich in der Nähe der 
Glienicker Straße ab etwa  
11:45 Uhr zirka ein Dut-
zend Personen, um eine 
Kundgebung unter dem 
Motto „Hermsdorf steht 
vereint für Demokratie 
und gegen Rechtsextre-
mismus“ zu stören. Die 
Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen trugen 
Deutschlandfahnen, eine 
Reichssturmfahne und 
Megaphone mit sich. 
Einige von ihnen trugen  
Springerstiefel mit weißen  
Schnürsenkeln. Sie zeig-
ten mehrfach das „White 
Power“-Handzeichen 
und formten mit Fingern 
ein Symbol für die Parole  
Heil Hitler“. Außerdem 
riefen sie vereinzelt 
Parolen wie „Bambule, 
Randale, Rechtsradikale“. 
Polizeibeamte schirmten 
die Gruppe von der Kund-
gebung ab. Die Neonazis 
blieben bis zum Ende 
der Kundgebung gegen 
14:00 Uhr.
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Diskriminierende, rassistische oder extrem rechte Vor-
fälle können verunsichern – egal, ob man selbst be-
troffen ist oder sie beobachtet. Oft stellt sich die Frage: 
Was kann ich tun? Eine allgemeingültige Antwort gibt 
es darauf nicht. Jede Situation ist anders. Wichtig ist 
jedoch: Sie müssen nicht wegsehen.

Vorfälle dokumentieren und melden

Wenn Sie einen Vorfall beobachten, kann es hilfreich 
sein, sich Datum, Uhrzeit und Ort zu notieren. Falls 
möglich und ohne sich selbst zu gefährden, können 
Fotos oder andere Dokumentationen wie ein Gedächt-
nisprotokoll den Vorfall später besser nachvollziehbar 
machen. Je genauer ein Vorfall beschrieben werden 
kann, desto besser lässt er sich dokumentieren.
	 Melden können Sie Vorfälle unkompliziert 
beim Register Reinickendorf – online, per E-Mail 
oder telefonisch. Meldungen sind kostenlos und auf 
Wunsch anonym möglich. Auch scheinbar kleine Vor-
fälle wie einzelne Sticker oder beleidigende Äußerun-
gen sind wichtig. Erst durch viele einzelne Meldungen 
werden Entwicklungen im Bezirk sichtbar.

Betroffene unterstützen

Wenn Menschen diskriminiert oder bedroht wer-
den, ist Solidarität oft besonders wichtig. Schon 
die Frage „Geht es Ihnen gut?“ oder das Angebot, 
gemeinsam auf Hilfe zu warten, kann für Betrof-
fene einen Unterschied machen. Wer selbst nicht 
eingreifen kann oder möchte, kann Unterstützung 
organisieren oder Zeug*in sein. 

Was tun bei rechten oder
diskriminierenden Vorfällen?

Propaganda nicht stehen lassen

Rechte Sticker und Schmierereien dienen dazu,  
Menschen einzuschüchtern und extrem rechte Posi-
tionen im öffentlichen Raum sichtbar zu machen. 
Werden solche Propagandamaterialien entdeckt, 
können sie – wenn dies gefahrlos möglich ist –  
entfernt  werden. Eine Meldung an das Register ist 
(am besten mit Foto) dennoch wichtig, damit der 
Vorfall dokumentiert wird und Entwicklungen im 
Bezirk langfristig nachvollziehbar bleiben.

Eigene Sicherheit geht vor

Nicht jede Situation eignet sich zum direkten 
Eingreifen. Wenn Menschen aggressiv auftreten 
oder Gewalt droht, sollte die eigene Sicherheit 
immer an erster Stelle stehen. In solchen Fällen ist 
es sinnvoll, andere Personen hinzuzuziehen oder 
die Polizei zu verständigen. Wenn Sie die Polizei 
verständigen, stimmen Sie dies, insofern möglich, 
mit der betroffenen Person ab.

Gemeinsam Haltung zeigen

Zivilcourage beginnt oft mit kleinen Gesten: hinschau-
en statt wegsehen, Betroffenen zuhören, widerspre-
chen, wenn menschenfeindliche Aussagen getätigt 
werden, und demokratische Initiativen vor Ort unter-
stützen. Niemand muss dabei alles allein tun – häufig 
entsteht Zivilcourage gerade dann, wenn mehrere 
Menschen gemeinsam handeln.
	 Jede Meldung, jede entfernte Propaganda 
und jede solidarische Reaktion trägt dazu bei, dass 
Diskriminierung und extrem rechte Aktivitäten nicht 
unwidersprochen bleiben.

KURZ
ZUSAMMENGEFASST: 
Was tun?

✓ Ruhe bewahren und 
auf die eigene Sicherheit 
achten.

 ✓ Betroffene unterstützen 
und Solidarität zeigen.

 ✓ Vorfälle dokumentieren.
 
✓ Rechte Propaganda – 
wenn gefahrlos möglich – 
entfernen oder melden.

✓ Vorfälle beim Register 
Reinickendorf melden.

✓ Beratungs- und Unter-
stützungsangebote nutzen.
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Das Register Reinickendorf ist eine Dokumen-
tationsstelle für extrem rechte und diskriminie-
rende Vorfälle, die sich im Bezirk Reinickendorf 
ereignen. Das Register Reinickendorf erhält 
Meldungen von Vorfällen, prüft sie auf Plausibi-
lität und veröffentlicht sie in einer Online-Chro-
nik. Einmal im Jahr werden die Vorfälle qualitativ 
ausgewertet. Im Gegensatz zu polizeilichen 
Statistiken bezieht das Register nicht nur straf-
rechtlich relevante Handlungen wie Sachbe-
schädigungen, Beleidigungen und Angriffe mit 
ein, sondern auch niedrigschwellige Vorfälle wie 
Aufkleber und diskriminierende Äußerungen 
oder Handlungen. Häufig wollen Betroffene kei-
ne Anzeige erstatten. Die Dokumentation dieser 
Vorfälle durch das Register Reinickendorf gibt 
ihnen einen Raum, in dem sie ihre Erlebnisse 
schildern können und nicht damit allein bleiben. 
Bei der Veröffentlichung wird darauf geachtet, 
dass die Betroffenen anonym bleiben können. 

Was ist das Ziel der Registerarbeit? 

Ziel des Register Reinickendorf ist neben der 
Dokumentation und Analyse von extrem 
rechten Aktivitäten auf lokaler Ebene auch das 
Sichtbarmachen von Diskriminierung im Alltag. 
Lokale demokratische Akteur*innen erhalten 
so zeitnah Informationen über die Entwick-
lungen im Bezirk und können besser dagegen 
vorgehen. Mittels Öffentlichkeitsarbeit wird 
die Bevölkerung des Bezirks für das Thema 
extreme Rechte und verschiedene Formen von 
Diskriminierung sensibilisiert. 

Was ist das Register? Seit wann gibt es das Register? 

Die Idee der bezirklichen Register entstand 2005 
in Pankow. Nach und nach entstanden Register-
stellen in allen Berliner Bezirken. In Reinickendorf 
nahm das Register im Jahr 2015 seine Arbeit auf. 
Seitdem wurde ein bezirkliches Netzwerk aufge-
baut, das kontinuierlich erweitert wird. 

Wer finanziert das Register? 

Das Register Reinickendorf wird durch das Lan-
desprogramm „Demokratie. Vielfalt. Respekt. 
Gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Anti-
semitismus“ der Senatsverwaltung für Arbeit, 
Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und 
Antidiskriminierung finanziert. 

Wie kann ich einen Vorfall melden? 

Vorfälle werden von Betroffenen und Zeug*in-
nen gemeldet. Dafür kann das Register Reini-
ckendorf direkt kontaktiert werden. Es können 
auch verschiedene Anlaufstellen, die über den 
Bezirk verteilt sind, genutzt werden. Auf unserer 
Website www.berliner-register.de können Vor-
fälle auch über ein Online-Formular gemeldet 
werden. Weitere Informationen über die Arbeit 
aller Berliner Register in anderen Sprachen gibt 
es ebenfalls auf dieser Website. 
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